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WIRTSCHAFT

Airbus-Gruppe voll berücksichtigen“,
versicherte das Ministerium.

USA
Boomende Wirtschaft schafft
immer mehr neue Jobs
Die boomende US-Wirtschaft entwickelt
sich immer mehr zur Jobmaschine. Im
November entstanden 321.000 neue Jobs
– so viele wie seit knapp drei Jahren
nicht mehr. Damit wurden bereits den
zehnten Monat in Folge mehr als
200.000 Arbeitsplätze geschaffen. Eine
so lange Erfolgssträhne gab es zuletzt
vor 20 Jahren, erklärte das Arbeits-
ministerium. Damit rückt eine Zins-
erhöhung durch die Notenbank Fed
näher, zumal auch die Löhne zulegten.

BURGER KING
Fast-Food-Kette verhandelt
mit gekündigtem Franchiser
Die Fast-Food-Kette Burger King und
der gekündigte Franchisenehmer ver-
handeln weiter über eine Lösung für die
89 geschlossenen Filialen. Es werde seit
einigen Tagen sehr intensiv verhandelt,
sagte Rechtsanwalt Walter Scheuerl von

der Kanzlei Graf von Westphalen, die
den Franchisenehmer berät. Denkbar
sei, dass ein weiterer Investor mit ins
Boot geholt werde. Der Ausgang der
Gespräche sei aber offen. Sollte es über
das Wochenende zu einer Einigung
kommen, wäre auch die für Montag
angesetzte mündliche Verhandlung vor
dem Landgericht München hinfällig.

CLUB MED
Neue Offerte für
französischen Reiseanbieter
In der Übernahmeschlacht um den fran-
zösischen Reiseanbieter Club Mediterra-
nee schrauben sich die Gebote weiter in
die Höhe. Der italienische Wirtschafts-
magnat Andrea Bonomi reagierte auf die
verbesserte Offerte seines chinesischen
Rivalen Guo Guangchang und legte
seinerseits nach. Bonomi bewertet Club
Med mittlerweile mit 915 Millionen Euro
und hat damit die Nase vorne. Es han-
delt sich um den bislang längsten Bieter-
wettstreit in Frankreich überhaupt.

INTERNET
Router sollen nicht mehr
vorgeschrieben sein
Internetbetreiber sollen ihren Kunden
in Deutschland nicht mehr einen be-
stimmten Router vorschreiben dürfen.
„Die Vorgabe eines spezifischen Routers
verhindert eine freie Produktauswahl
durch den Kunden“, heißt es in einem
Papier des Bundeswirtschaftsministeri-
ums. Diese Praxis einiger Netzbetreiber
beschränke den Wettbewerb und könne
Router-Hersteller von wenigen Abneh-
mern abhängig machen.

VATTENFALL
Zügig Käufer für deutsche
Braunkohlesparte gesucht
Der schwedische Energiekonzern Vat-
tenfall will zügig einen Käufer für seine
deutsche Braunkohlesparte in der Lau-
sitz finden. „Wir haben keinen genauen
Zeitplan, aber wir haben gesagt, dass wir
versuchen werden, das so schnell wie
möglich zu machen“, sagte Unterneh-
menschef Magnus Hall in Stockholm. Er
war zuvor zu Gesprächen mit den Mi-
nisterpräsidenten von Brandenburg und
Sachsen, Dietmar Woidke (SPD) und
Stanislaw Tillich (CDU), zusammenge-
kommen. Vattenfall habe sich offen
gezeigt, Sachsen und Brandenburg in
den Verkaufsprozess einzubinden, sagte
Tillich. Vattenfall betreibt im zweit-
größten Braunkohlerevier Deutschlands
derzeit fünf Gruben in Brandenburg und
Sachsen sowie mehrere Kraftwerke.
Ende Oktober hatte das Staatsunterneh-
men mitgeteilt, einen Verkauf der deut-
schen Braunkohlesparte zu erwägen. In
der Lausitzer Braunkohle-Industrie sind
etwa 8000 Menschen beschäftigt. Die
Braunkohle ist umstritten, weil sie kli-
maschädlich ist.

FLUGHAFEN TOULOUSE
Paris will knappe Hälfte
an Chinesen verkaufen
Die französische Regierung will knapp
die Hälfte des Flughafens Toulouse-
Blagnac an ein chinesisch geführtes
Konsortium verkaufen und damit mehr
als 300 Millionen Euro einnehmen. Das
teilte das Wirtschaftsministerium mit.
Mit dem chinesischen Konsortium Sym-
biose habe ein Außenseiter das Rennen
um den Anteil von 49,9 Prozent am
Airport gemacht, berichtete „Le Figaro“.
Der viertgrößte Flughafen Frankreichs
ist wichtig für den in Toulouse ansässi-
gen Airbus-Konzern. „Das Konsortium
wird die langfristigen Interessen der
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S eit 14 Jahren ist Italiens Wirt-
schaft in der Summe nicht
mehr gewachsen. Auch Frank-
reich darbt. Für Klaus Regling,
den Chef der Euro-Rettungs-

fonds ESM und EFSF, ist es eine Frage
der Zeit, bis die Regierungen beider Län-
der einsehen: Nur Reformen von Büro-
kratie, Sozialstaat und Arbeitsrecht brin-
gen Wachstum. Er nennt das Beispiel
Griechenland, das kurz vor dem Ausstieg
aus dem EU-Hilfsprogramm ist. „Es ist
eine sehr leichte Schlussfolgerung: Län-
der, die Reformen umsetzen, haben in
einigen Jahren sehr deutliche Erfolge.
Das wissen die Länder, die im Moment
hinterherhinken.“ Ob sie diese Einsicht
auch umsetzen?

DIE WELT: Herr Regling, nach öffent-
lichen griechischen Träumen vom
kompletten Ausstieg aus der EU-Hil-
fe gingen die Zinsen sofort nach
oben. Sind die Griechen noch nicht
so weit, oder testen die Märkte die
Stärke der Euro-Zone?
KLAUS REGLING: Griechenland hat
große Fortschritte gemacht. Das Haus-
haltsdefizit ist von 15 Prozent der Wirt-
schaftsleistung vor fünf Jahren auf 1,5
Prozent gesunken. Es liegt damit so
niedrig wie in kaum einem anderen Eu-
ro-Mitgliedsstaat. Die Reformen und die
Haushaltskonsolidierung sind aber nicht
beendet, in Griechenland gibt es noch
einiges zu tun. Die allgemeine Erwar-
tung ist deswegen, dass Griechenland
anders als Irland, Portugal und Spanien
nicht vollständig aus diesen Program-
men aussteigen können wird.

Welche Voraussetzungen muss Grie-
chenland noch erfüllen?
Bei der Haushaltskonsolidierung geht es
konkret darum, den Primärüberschuss,
also das Haushaltsplus vor dem Schul-
dendienst, auf drei Prozent der Wirt-
schaftsleistung anzuheben. Da gibt es ei-
ne unterschiedliche Auffassung über die
Maßnahmen, die dahin führen. Die Grie-
chen sagen: Wir sind fast da – weil die
alten Reformen stärker wirken, als die
Troika anerkennt, und die griechischen

Prognosen haben sich in den vergange-
nen Jahren tatsächlich oft als richtig er-
wiesen. Schwieriger ist etwas anderes:
Griechenland muss noch viele Struktur-
reformen vornehmen, um Hürden abzu-
bauen, die heute Wachstum hemmen.

Kann eine vorsorgliche Kreditlinie
des ESM für eine sanfte Rückkehr an
den Markt sorgen, wenn das Hilfs-
programm Ende Dezember ausläuft?
Eine vorsorgliche Kreditlinie ist eine der
Optionen. Zunächst geht es aber darum,
das laufende Programm abzuschließen.
Es gibt noch eine Tranche von 1,8 Milli-
arden Euro, die nicht ausbezahlt ist. Sie
wird nur ausbezahlt, wenn die Voraus-
setzungen zufriedenstellend erfüllt sind.
Sobald das der Fall ist, können wir über
nächste Schritte nachdenken.

Griechenland dringt darauf, die Auf-
sicht durch die Geldgeber endlich
loszuwerden.
Die politische Nervosität nimmt zu in
Griechenland. Wir sind am Ende eines
Prozesses, der dank Reformen in Grie-
chenland Fortschritte gebracht hat,
mehr als viele in Deutschland bereit sind
anzuerkennen. Es ist viel passiert, aber
wir sind noch nicht am Abschluss. Ich
kann die griechische Regierung nur er-
muntern, auf dem Weg der Reformen
weiterzugehen.

Sehen Sie über bessere Wirtschafts-
daten hinaus Anzeichen eines Menta-
litätswandels?
Einiges ist in Gang gekommen. Den
Haushalt kann man innerhalb von fünf
Jahren sanieren, ein Mentalitätswandel
dauert länger, dafür bedarf es mehr Zeit.
Wichtig ist, dass er angefangen hat und
schon wirkt: Die OECD bewertet regel-
mäßig alle ihre Mitgliedsländer, was die
Geschwindigkeit der Umsetzung von
Strukturreformen angeht. Da steht Grie-
chenland an erster Stelle.

Es drohen Neuwahlen, bei denen die
radikallinke Syriza stärkste Kraft
werden könnte. Muss die EU diese
Lage in Betracht ziehen?
Natürlich spielt die politische Realität
eine Rolle. Aber der Stabilitätspakt, un-
ser Regelwerk zur wirtschaftspolitischen

Koordinierung und die vielen anderen
Regeln im Euro-Raum gelten unabhängig
von Wahlterminen und politischen Ent-
wicklungen. Wir sind 18 Länder in der
Währungsunion, da sind irgendwo im-
mer Wahlen. Die Euro-Gruppe kennt die
innenpolitischen Diskussionen. Aber die
Regeln gelten.

Reicht es, wenn die griechische Re-
gierung sich auf eine Fortsetzung des
Reformkurses verpflichtet?
Die Troika verhandelt mit der Regierung,
und die ist im Prinzip bis 2016 im Amt.
Generell gilt, dass Abmachungen mit
dem Land getroffen werden und dass
diese Abmachungen unabhängig davon
gelten, wer regiert.

Ein Dilemma der Troika
ist, dass sie viele richtige,
wie Sie sagen, Reformen
verlangt, aber sich und
die Regierung damit un-
populär macht. Ist das
überhaupt zu vermeiden?
Das Dilemma kenne ich seit
Jahrzehnten, nicht nur aus
Europa. Das geht dem In-
ternationalen Währungs-
fonds seit Jahrzenten so,
und wir in Europa kennen
das nun auch schon einige
Jahre. Man muss sich ver-
gegenwärtigen, warum
Hilfsprogramme nötig sind.
Wir beim ESM werden nur
aktiv, wenn in einem Land
etwas schiefgelaufen ist,
sonst bräuchte es ja keine Hilfskredite.
Länder verlieren den Marktzugang, weil
die Wirtschaftspolitik vorher falsch war.
Das muss man dann reparieren. Das je-
weilige Land muss private Kreditgeber
wieder dazu bringen, dass sie Geld ge-
ben. Der Prozess ist schmerzhaft und
unpopulär, aber unabdingbar.

Können Sie verstehen, dass die Troi-
ka dennoch Ziel der Wut wird?
Wir helfen mit unserem Geld dem Land
nur dabei, die nötigen Anpassungen zeit-
lich zu strecken und sozial abzufedern.
Aber um die Anpassung kommt ein
Land, das vorher eine falsche Wirt-
schaftspolitik betrieben hat, nicht he-
rum. Regierungen werden immer versu-
chen, diesen Prozess so sozialverträglich
wie möglich zu gestalten, und das ist gut.
Aber Anpassungen sind schmerzhaft, das
haben wir überall gesehen, besonders in
Griechenland. Wenn Gehälter und Pen-
sionen um 30 bis 40 Prozent gekürzt
werden müssen, weil sie vorher zu
schnell gestiegen sind, ist das hart.

Wünschen Sie sich, dass die Regie-
rungen der Programmländer die
Troika stärker verteidigen?
Man darf nicht unterschätzen, dass eine
Regierung es nicht einfach hat, das Re-
formprogramm mit der Troika abzustim-
men und dann im Parlament zu Hause
durchzubringen, oft mit sehr knappen
Mehrheiten. Ich würde mir eher wün-
schen, dass in anderen Ländern mehr
anerkannt wird, was Griechenland, Por-
tugal oder Irland eigentlich schaffen.
Das ist nämlich wirklich beachtlich.

Die Erfolge des Sparens stellen sich
erst spät ein.
Anpassungsprogramme führen nach ei-
niger Zeit zu ökonomischen Erfolgen.

Die Türkei, Indonesien, Brasilien muss-
ten in den vergangenen Jahrzehnten un-
ter IWF-Programmen schmerzhafte An-
passungen vornehmen. Gerade diese
Länder gehörten einige Jahre später zu
den dynamischsten weltweit. Dasselbe
sehen wir heute in Europa: Die Länder,
die Geld von uns bekommen haben, zäh-
len zu den Reformchampions. Wenn die
Reformen fortgesetzt werden, sagt die
OECD voraus, dass Griechenland das
höchste Potenzialwachstum in Europa
haben wird.

Wann zahlen sich Strukturreformen
in neuen Arbeitsplätzen aus?
Die Arbeitslosigkeit sinkt bereits – von
hohen Niveaus zwar, aber sie sinkt. Ir-

land ist bereits vier Pro-
zentpunkte unter dem
Höchststand von vor ein-
einhalb Jahren. Wachstum
kommt in Gang. Ich sehe in
makroökonomischen Zah-
len schon seit zwei Jahren
deutliche Fortschritte.
Mich wundert, dass viele
Ökonomen gerade in
Deutschland das nicht
wahrhaben wollen. Da fra-
ge ich mich, wie weit sie
bereit sind, in die Materie
einzusteigen. Das erwarte
ich nicht von der Öffent-
lichkeit, aber von Volks-
wirtschafts-Professoren
schon, die sind ja dafür
ausgebildet.

Sie betonen, wie wichtig Reformen
sind. Außer bei Programmländern
hat die Währungsunion aber noch
keinen Weg gefunden, sie in den Mit-
gliedsstaaten durchzusetzen.
Es war politisch schon schwer, die Haus-
haltspolitik besser zu koordinieren. Es
ist eine große Aufgabe, sich in der Euro-
Zone auf Strukturreformen zu einigen,
sie gleichmäßiger möglich zu machen
und so koordiniert Wachstumshinder-
nisse abzubauen. Für das Funktionieren
der Währungsunion brächte das einen
großen Fortschritt. Strukturreformen
entscheiden über das mittelfristige
Wachstumspotenzial, und da gibt es gro-
ße Unterschiede. Länder wie Italien und
Frankreich hinken hinterher und haben
deswegen schwache Wachstumszahlen.

Italien und Frankreich legen weniger
Wert auf Reformen als auf Flexibili-
tät in der Haushaltspolitik. Sehen Sie
Selbstzufriedenheit aufkommen?
Ich sehe in Italien und Frankreich keine
Selbstzufriedenheit. Diese Länder sehen
ja sehr deutlich, dass ihr Wachstum
schwach ist oder gar nicht existiert, im
Vergleich zu Deutschland, im Vergleich
zu den Ländern, die durch ESM- und
EFSF-Programme gegangen sind. Es ist
eine sehr leichte Schlussfolgerung: Län-
der, die Reformen umsetzen, haben in
einigen Jahren sehr deutliche Erfolge.
Das wissen die Länder, die im Moment
hinterherhinken.

Es gibt einen Unterschied zwischen
Einsicht und Umsetzung.
Die politische Umsetzung ist oft schwie-
rig, aber die Lehren aus der jüngeren
Vergangenheit in Europa sind eindeutig:
Reformen sind notwendig und zahlen
sich auch relativ rasch aus. Deswegen
bin ich zuversichtlich.

Bund und Länder haben sich auf Grundzüge einer Reform des Kliniksektors ver-
ständigt. Qualität solle bei der Krankenhausplanung künftig eine stärkere Rolle
spielen und gute medizinische Leistungen besser vergütet werden, verkündete
Bundesgesundheitsminister Hermann Gröhe nach einem Treffen mit Kollegen
der Länder sowie Fachexperten der Fraktionen. Dies werde für die fast 2000 Kli-
niken in Deutschland gesetzlich festgeschrieben. Zudem sollten 660 Millionen
Euro zur Verfügung gestellt werden, damit Krankenhäuser mehr Personal einstel-
len könnten, etwa zur Betreuung pflegebedürftiger oder dementer Patienten. Die
Länder sollen laut Gröhe zudem mit einem Strukturfonds dabei unterstützt wer-
den, notwendige Umstrukturierungen bei den Kliniken voranzubringen, um die
Versorgung insgesamt zu verbessern. Dazu würden 500 Millionen Euro aus den
Rücklagen des Gesundheitsfonds zur Verfügung gestellt werden. Voraussetzung
sei aber, dass auch die Länder sich mit einem Betrag in derselben Höhe beteilig-
ten. Die Arbeitsgruppe war im Mai eingesetzt worden. Aus den Eckpunkten soll
im kommenden Jahr ein Gesetz erstellt werden.

Bund und Länder vereinbaren Reform
KLINIKEN

ANZEIGE

Klaus Regling, 64,
Ökonom und ehe-
mals Spitzenbeam-
ter in Berlin und
Brüssel, ist Ge-
schäftsführender
Direktor des Eu-
ropäischen Stabili-
tätsmechanismus
ESM und Chef des
Vorgängers EFSF:
der Herr über die
Rettungsmilliarden
der Euro-Zone.

ZUR
PERSON

Vorbild
Griechenland
Frankreich und Italien haben nicht
reformiert, nur deswegen darbt
die Wirtschaft, sagt der Chef
des Euro-Rettungsfonds ESM,
Klaus Regling. Athen hingegen
bescheinigt er gute Aussichten

Herr über die Rettungsmilliarden der Euro-Zone: Der Ökonom Klaus Regling sieht deutliche Fortschritte bei Europas langjährigem Sorgenkind Griechenland
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Preise in Euro je 100 Liter bei Lieferung von
3000 Litern einschließlich 19 % Mehrwertsteuer

Stadt Diese Woche Vorwoche
Berlin 67,15–69,55 71,65–72,95

Hamburg 68,80–72,55 73,30–77,10

Hannover 70,55–73,20 75,10–78,30

Düsseldorf 67,70–75,85 71,30–79,70

Frankfurt/M. 69,65–70,00 74,20–76,60

Karlsruhe 67,15–72,55 71,65–76,00

Stuttgart 68,35–73,40 72,70–76,50

München 70,30–74,25 74,00–78,80

Rostock 65,95–71,10 70,30–74,85

Leipzig 66,75–71,65 71,15–74,50

Bei höherer Abnahmemenge
sind Preisnachlässe möglich.
Quelle: Energie Informationsdienst
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